
 

 Presseinformation 
  

Mangelnder Datenschutz: Bestimmung 
in Strafprozessordnung verfassungswidrig 
 

  Eine gesetzliche Regelung in der Strafprozessordnung 
  sieht vor, dass sämtliche Daten, die für ein Strafverfahren  
  zulässigerweise ermittelt wurden, auch für andere 
    gerichtliche oder verwaltungsbehördliche Verfahren  
  verwendet werden dürfen. Und zwar auch dann, wenn  
  das Strafverfahren etwa mit Freispruch endete oder  
  überhaupt eingestellt wurde. 
 
  Eine solche pauschale, weitreichende Erlaubnis, Daten  
  weiter zu verwenden, verletzt das Grundrecht auf  

Datenschutz. Die entsprechende Bestimmung in der 
Strafprozessordnung ist daher verfassungswidrig. Der 
Gesetzgeber hat bis zum 31. Oktober 2014 Zeit, die 
Regelung präziser zu gestalten.  
 
Zahl der Entscheidung: G 2/2013 
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